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14.09.2026 

 

Vollzug der Wassergesetze; 

Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser bei der Erweiterung des Seniorenzentrums 

Waal in die Singold durch den Landkreis Ostallgäu, Markt Waal, Landkreis Ostallgäu 

 

 

 

Das Landratsamt Ostallgäu erlässt folgenden 

 

B e s c h e i d :  

 

A) Gehobene Erlaubnis (§ 15 Abs. 1 WHG) 
 
I. Gegenstand der Erlaubnis, Zweck und Plan der Gewässerbenutzung 

 
1. Gegenstand der Erlaubnis 

 

Dem Landkreis Ostallgäu (Betreiber) wird die wasserrechtliche Erlaubnis zur Benut-

zung der Singold durch das Einleiten gesammelten Niederschlagswassers im Zuge 

der Erweiterung des Seniorenheimes Waal erteilt. 

 
2. Zweck der Benutzung 

 

Die erlaubte Gewässerbenutzung dient der Beseitigung des auf den Flächen des 

Betreibers (Landkreis Ostallgäu) im Zuge der Erweiterung anfallenden gesammel-

ten Niederschlagswassers. 
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Bezeichnung der Ein-

leitung 
Gemarkung FlurNr. Benutztes Gewässer 

    

Seniorenzentrum Waal Waal 

 

73/2 Singold 

 
3. Umfang der Einleitung von Niederschlagswasser in die Singold 

 

Bezeichnung der Einleitung Maximaler Abfluss (l/s) 
  

Einleitung in die Singold Senioren-

zentrum Waal 

30 

 
  

4. Plan 

 

Dem Antrag liegen folgende, durch das IB Wipfler Plan, Marktoberdorf zusammen-

gestellten Unterlagen vom Juli 2025 zugrunde: 

 

• Erläuterungsbericht  

• Übersichtslageplan  M 1 : 2.500 

• Lageplan    M 1 :    250 

• Einzugsgebietslageplan  M 1 :    250 

• Längsschnitt RW-Kanal  M 1 :    500/50 

• Detailplan   M 1 :    25 

 

Die Antragsunterlagen sind mit dem Prüfvermerk des Wasserwirtschaftsamtes 

Kempten vom 07.09.2026 und dem Genehmigungsvermerk des Landratsamtes  

Ostallgäu vom 14.09.2026 versehen.  
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II. Nebenbestimmungen 
 

Auflagen Wasserwirtschaft 

 
1. Dauer der Erlaubnis 

 
Die Erlaubnis endet am 31.12.2046. 
 
 

2. Betrieb und Unterhaltung 
 

a) Die Benutzungsanlagen sind stets in bau- und betriebssicherem Zustand zu er-

halten. Die anerkannten Regeln der Technik sind zu beachten. 

b) Der Antragsteller hat dafür Sorge zu tragen, dass die Entwässerungseinrichtun-

gen regelmäßig kontrolliert und gereinigt werden.  

c) Es darf nur Niederschlagswasser in das Oberflächengewässer eingeleitet wer-

den, das nicht durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonsti-

gen Gebrauch in seiner Eigenschaft verändert und behandlungsbedürftig ist. 

d) Der Chloridgehalt des Niederschlagswassers ist so gering wie möglich zu hal-

ten. Entsprechend sind Auftausalze im Winter auf das notwendigste Maß zu be-

schränken. 

e) Das einzuleitende Niederschlagswasser darf keine für Gewässer schädlichen 

Konzentrationen an Schadstoffen sowie keine sichtbaren Schwimmstoffe oder 

Ölschlieren aufweisen. 

 

f) Für den Betrieb, die Überwachung und die Unterhaltung der Anlage ist zuver-

lässiges Personal in ausreichender Zahl einzusetzen.  

 

g) Es sind mindestens Aufzeichnungen und Vorlageberichte nach der Verordnung 

zur Eigenüberwachung von Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen (Eigen-

überwachungsverordnung EÜV) in der jeweils gültigen Fassung vorzunehmen.  

h) Der Betreiber muss eine Dienstanweisung und für die Anlagen (Kanäle, Schäch-

te) eine Betriebsanweisung ausarbeiten und regelmäßig aktualisieren. Dienst- 

und Betriebsanweisungen sind an geeigneter Stelle bereitzuhalten und der 

Kreisverwaltungsbehörde sowie dem Wasserwirtschaftsamt auf Verlangen vor-

zulegen. Wesentliche Änderungen sind mitzuteilen. 

i) Die Dienstanweisung regelt den Dienstbetrieb und muss Einzelheiten zu Orga-

nisation, Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten der Mitarbeiter enthalten. 

Des Weiteren sind darin Regelungen zum Verhalten im Betrieb zur Vermeidung 

von Unfall- und Gesundheitsgefahren zu treffen.  
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a) In den Betriebsanweisungen müssen Vorgaben zur Durchführung des regelmä-

ßigen Betriebs und zur Bewältigung besonderer Betriebszustände (z.B. Starkre-

gen, Rückstau) enthalten sein. Dazu gehören u. a. Alarm- und Benachrichti-

gungspläne für den Fall von Betriebsstörungen.  

 

3. Unterhaltung und Ausbau des Gewässers 
 

Der Betreiber hat die Einleitstelle in die Singold von 5 m oberhalb bis 10 m unter-
halb der Einleitung im Einvernehmen mit ansonsten Unterhaltungsverpflichteten zu 
sichern und zu unterhalten.  
Darüber hinaus hat der Betreiber nach Maßgabe der jeweiligen gesetzlichen Best-
immungen alle Mehrkosten zu tragen, die beim Ausbau oder bei der Unterhaltung 
des benutzten Gewässers aus der Entwässerungsanlage mittelbar oder unmittelbar 
entstehen. 
 

4. Bauabnahme 
 
Vor Inbetriebnahme ist gemäß Art. 61 BayWG der Kreisverwaltungsbehörde eine 

Bestätigung eines privaten Sachverständigen in der Wasserwirtschaft vorzulegen, 

aus der hervorgeht, dass die Baumaßnahmen entsprechend dem Bescheid ausge-

führt oder welche Abweichungen von der zugelassenen Bauausführung vorgenom-

men worden sind.  

Bauliche Anlagen des Bundes, der Länder und der Kommunen bedürfen keiner 

Bauabnahme durch einen privaten Sachverständigen in der Wasserwirtschaft, wenn 

der öffentliche Bauherr die Bauabnahme Beamten des höheren bautechnischen 

Verwaltungsdienstes übertragen hat. 

 

5. Anzeige- und Informationspflichten  
 
Wesentliche Änderungen gegenüber den Antragsunterlagen bezüglich der Menge 

und Beschaffenheit des anfallenden Abwassers, Änderungen der baulichen Anla-

gen sowie der Betriebs- und Verfahrensweise der Abwasseranlagen, soweit sie sich 

auf die Ablaufqualität auswirken können, sind unverzüglich der Kreisverwaltungs-

behörde und dem Wasserwirtschaftsamt anzuzeigen. Außerdem ist rechtzeitig eine 

hierzu ggf. erforderliche wasserrechtliche Erlaubnis mit den entsprechenden Unter-

lagen zu beantragen. 

 

6. Auflagenvorbehalt 

 

Weitere Nebenbestimmungen, die sich im öffentlichen Interesse als erforderlich er-

weisen sollten, bleiben vorbehalten. 
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III. Kostenentscheidung 
 
 

1. Der Landkreis Ostallgäu Immobilien und kreiseigene Schulen 
Z 22 Kommunaler Hochbau Schwabenstraße 11 87616 Marktoberdorf hat die Kosten des 
Verfahrens zu tragen. 
 

2. Für diesen Bescheid wird eine Gebühr von 250,00 € festgesetzt, jedoch nicht erhoben. 
 

3. An Auslagen sind 396,00 € angefallen. 
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G r ü n d e :  

 
I. 

 

Der Landkreis Ostallgäu, Immobilen und kreiseigene Schulen (kommunaler Hochbau), beantragt mit 

Unterlagen vom Juli 2025 die Erteilung einer gehobenen Erlaubnis nach § 15 WHG für die künftig 

gedrosselte Einleitung des Niederschlagswassers in die Singold im Zuge der Erweiterung des Seni-

orenheims in Waal durch einen Anbau. 

 

Bei dem Vorhaben wird auf einem Großteil des Grundstücks das Niederschlagswasser vom Misch-

wasserkanal entkoppelt. Das Regenwasser wird zukünftig gedrosselt in die Singold eingeleitet. Eine 

Versickerung des Niederschlagswassers ist aufgrund des hoch anstehenden Grundwassers und 

des Untergrunds nicht fachgerecht möglich. Die Vorbehandlung geschieht mittels Sedimentations-

schächten, die Rückhaltung erfolgt durch ein Regenrückhaltebecken. Im nördlichen Teil des Grund-

stücks (ca. 20 %) muss die Entwässerung mangels Platzverfügbarkeit weiterhin im Mischsystem 

erfolgen. Vor der Einleitung in die Singold wird das Niederschlagswasser über Sedimentations-

schächte gereinigt und aus einem Regenrückhaltebecken (Speicherboxen) mit einem Drosselab-

fluss von 30 l/s abgegeben. Wird der Drosselabfluss überschritten, beginnt die Rückhaltung im Re-

genrückhaltebecken. Ist das dortige Volumen von 66 m3 aufgebraucht, springt der Notüberlauf an, 

sodass mehr Wasser der Singold zugeleitet wird.  

 

 

Die Planunterlagen für das Vorhaben wurden beim Markt Waal in der Zeit vom 22.09.2025 bis ein-

schließlich 21.10.2025 ortsüblich bekanntgemacht. Während der Einwendungsfrist wurden keine 

Einwendungen vorgebracht.  

 

Am Verfahren wurden beteiligt: 

Markt Waal mit Stellungnahme vom 24.09.2025 

Fischereifachberatung  mit Stellungnhame vom 22.10.2025, Az: 41-E24-1-7703602 

 

Mit Gutachten Nr. 2.3-4536-OAL 177-10147/2026 vom 17.08.2026 stimmte das Wasserwirtschafts-

amt Kempten als amtlicher Sachverständiger dem Vorhaben unter bestimmten Bedingungen und 

Auflagen zu. 
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II. 

 

1. Das Landratsamt Ostallgäu ist zum Erlass dieses Bescheides nach Art. 63 Abs. 1 Satz 2 

Bayerisches Wassergesetz (BayWG), Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 BayVwVfG sachlich und örtlich zu-

ständig. 

Für das Verfahren für eine gehobene Erlaubnis gelten gem. Art. 69 Satz 2 BayWG die Art. 

72 bis 78 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) entsprechend. 

 

2. Das Einleiten des Niederschlagswassers in die Singold stellt eine nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) gestattungspflichtige Gewässerbenutzung dar. Diese bedarf 

gem. § 8 Abs. 1 WHG der Zulassung. Eine Ausnahme ist hier nicht einschlägig. 

Die genannten Einleitungen erfolgen als gemeindliche Niederschlagswasserentsorgung im 

öffentlichen Interesse. Damit konnte eine so genannte gehobene Erlaubnis nach § 15 Abs. 1 

WHG erteilt werden. 

 

Rechtsgrundlage für die gehobene Erlaubnis ist § 12 WHG. Demnach ist die Erlaubnis zu 

versagen, wenn schädliche, auch durch Nebenbestimmungen nicht vermeidbare oder nicht 

ausgleichbare Gewässerveränderungen zu erwarten sind oder andere Anforderungen nach 

öffentlich-rechtlichen Vorschriften nicht erfüllt werden. Im Übrigen steht die Erteilung der Er-

laubnis im pflichtgemäßen Ermessen (Bewirtschaftungsermessen) der zuständigen Behör-

de. 

Mit den gewählten technischen Grundsätzen für die Sammlung und Ableitung des Nieder-

schlagswassers besteht Einverständnis. Eine Beeinträchtigung des Wohles der Allgemein-

heit ist bei planmäßiger Errichtung und ordnungsgemäßem Betrieb nach den allgemein an-

erkannten Regeln der Technik und unter Berücksichtigung der oben genannten Nebenbe-

stimmungen nicht zu erwarten. 

Demzufolge liegen keine zwingenden Versagungsgründe nach § 12 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 

WHG vor. 

Das Bewirtschaftungsermessen §12 Abs. 2 WHG wurde im Rahmen der wasserwirtschaftli-

chen Würdigung gemeinsam mit dem amtlichen Sachverständigen ausgeübt. Demzufolge 

sind weder für das Gewässer vor Ort noch in der Gesamtschau auf den Wasserkörper, 

nachteilige Veränderungen im Hinblick auf die allgemeinen Grundsätze der Gewässerbe-

wirtschaftung § 6 WHG zu befürchten. 

 

3. Die im Bescheid genannten Nebenbestimmungen stützen sich auf § 13 WHG und sind er-

forderlich, um eine Beeinträchtigung des Allgemeinwohles und nachteilige Wirkungen auf 

Rechte Dritter zu verhindern. Insbesondere sollen durch die Nebenbestimmungen nachteili-

ge Wirkungen auf Rechte Dritter verhütet und ein technisch einwandfreier Betriebsablauf der 

Anlagen sichergestellt werden. 

Mit den gewählten technischen Grundsätzen für die Sammlung und Ableitung des Nieder-

schlagswassers besteht Einverständnis. Eine Beeinträchtigung des Wohles der Allgemein-

heit ist bei planmäßiger Errichtung und ordnungsgemäßem Betrieb nach den allgemein an-

erkannten Regeln der Technik und unter Berücksichtigung der oben genannten Nebenbe-

stimmungen nicht zu erwarten. 

Das Bewirtschaftungsermessen wurde im Rahmen der wasserwirtschaftlichen Würdigung 

gemeinsam mit dem amtlichen Sachverständigen ausgeübt. 
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Nach den vorliegenden Unterlagen wird mit dem Niederschlagswasser kein durch Gebrauch 

nachteilig verändertes oder mit anderem Abwasser oder wassergefährdenden Stoffen ver-

mischtes behandlungsbedürftiges Abwasser ab- bzw. eingeleitet. 

 

4. Die Erlaubnis kann nach Art. 36 Abs. 2 Nr. 1 BayVwVfG befristet werden. 

Die Erlaubnis wird auf 20 Jahre befristet. Damit wird den wirtschaftlichen Interessen und 

dem Vertrauensschutz des Betreibers ebenso Rechnung getragen wie den in stetem Wan-

del unterliegenden Anforderungen im Gewässerschutz. Die Befristung liegt im Rahmen der 

allgemein bei vergleichbaren Gewässerbenutzungen geübten Praxis. 

 

 

Wasserwirtschaftliche Würdigung 

 

Im Zuge der Erweiterungs des Seniorenheims durch einen Anbau, wird auf einem Großteil des 

Grundstücks das Niederschlagswasser vom Mischwasserkanal entkoppelt. Das Regenwasser wird 

zukünftig gedrosselt in die Singold eingeleitet.  

Eine Versickerung des Niederschlagswassers ist aufgrund des hoch anstehenden Grundwassers 

und des Untergrunds nicht fachgerecht möglich.  

Die Vorbehandlung geschieht mittels Sedimentationsschächten, die Rückhaltung erfolgt durch ein 

Regenrückhaltebecken.  

Im nördlichen Teil des Grundstücks (ca. 20 %) muss die Entwässerung mangels Platzverfügbarkeit 

weiterhin im Mischsystem erfolgen.  

Vor der Einleitung in die Singold wird das Niederschlagswasser über Sedimentationsschächte ge-

reinigt und aus einem Regenrückhaltebecken (Speicherboxen) mit einem Drosselabfluss von 30 l/s 

abgegeben.  

Wird der Drosselabfluss überschritten, beginnt die Rückhaltung im Regenrückhaltebecken. Ist das 

dortige Volumen von 66 m3 aufgebraucht, springt der Notüberlauf an, sodass mehr Wasser der 

Singold zugeleitet wird.  

Rechnerisch ist keine Einleitung in die Singold mehr zulässig, da der zulässige Maximalabfluss 

nach DWA-M 153 durch die vorhandenen Einleitungen bereits überschritten ist. Eine Entkopplung 

vom Mischsystem ist jedoch sinnvoll, um die Entlastungsfrachten in die Vorfluter zu verringern. Dem 

geplanten Vorhaben wurde daher aus fachlicher Sicht dennoch zugestimmt. Es handelt sich zudem 

um ein Grundstück mit Bestandsgebäuden. Die hydraulische Leistungsfähigkeit der Singold konnte 

mit der geplanten Einleitung noch nachgewiesen werden (ohne Freibord).  

Die Prüfung ergab keine Notwendigkeit wesentlicher Änderungen oder Ergänzungen bei der Be-

messung und Konstruktion der Entwässerungsanlagen. Mit den gewählten technischen Grundsät-

zen für Sammlung, Behandlung und Ableitung des Niederschlagswassers besteht Einverständnis. 

Eine Beeinträchtigung des Wohles der Allgemeinheit ist bei planmäßiger Errichtung und ordnungs-

gemäßem Betrieb nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik und unter Berücksichtigung 

der Inhalts- und Nebenbestimmungen nicht zu erwarten. Ferner ist durch die Einleitung keine nach-

teilige Veränderung der Gewässereigenschaften zu erwarten. Die Grundsätze gemäß § 6 WHG 

werden beachtet. Aus wasserwirtschaftlicher Sicht bestehen keine Bedenken. 
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III. 

 

Die Kostenentscheidung stützt sich auf Art. 1 und 2 des Kostengesetzes (KG). 

Die Höhe der Gebühr bemisst sich nach Art. 5 und 6 Abs. 1 KG i. V. m. Tarif-Nr. 8.IV.0, Tarifstelle 

1.1.4.5 des Kostenverzeichnisses zum Kostengesetz. 

Der Landkreis OStallgäu ist jedoch gem. Art. 4 Abs. 1 Nr. 2 KG persönlich von der Zahlung der Ge-

bühren befreit, wohingegen die angefallenen Auslagen zu begleichen sind. 

Die Auslagen im Sinne des Art. 10 Abs. 1 KG sind für das Gutachten des Wasserwirtschaftsamtes 

Kempten angefallen. 

 

 

 

Hinweise 

 

- Die gehobene Erlaubnis erlischt, wenn nicht innerhalb von fünf Jahren nach deren Be-

standskraft mit der Durchführung der Gewässerbenutzung begonnen worden ist. Die Frist 

kann vor Ablauf einmalig um höchstens fünf Jahre auf Antrag durch das Landratsamt Ostall-

gäu verlängert werden (Art. 69 Satz 2 BayWG i.V.m. Art. 75 Abs. 4 BayVwVfG). 

 

- Die gehobene Erlaubnis ist kraft Gesetzes widerruflich (§ 18 Abs. 1 WHG). 

Inhalts- und Nebenbestimmungen können gem. § 13 Abs. 1 WHG auch nachträglich festge-

setzt werden (gesetzlicher Auflagenvorbehalt). 

 

- Die gehobene Erlaubnis lässt privatrechtliche Ansprüche gegen den Gewässerbenutzer aus 

Verträgen, letztwilligen Verfügungen und für Ansprüche aus dinglichen Rechten am Grund-

stück, auf dem die Gewässerbenutzung stattfindet, unberührt (§ 16 Abs. 3 WHG). 
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R e c h t s b e h e l f s b e l e h r u n g :  

 

 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage eingelegt 

werden bei dem  

Bayerischen Verwaltungsgericht  

in 86152 Augsburg, 

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg 

Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg. 

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich oder zur Niederschrift oder elektronisch in einer für 
den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfa-
cher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
 
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch 
einreichen. 
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhe-
bung eine Verfahrensgebühr fällig. 
 

 
 

gez. 

Michaela Götz 

Verwaltungsamtsrätin 

 

Anlagen: 

1 Plansatz 

1 Kostenrechnung  

1 Empfangsbestätigung 

 

 


